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Vorwort

Dieses Buch wendet sich an alle Studenten, die das öffentliche Recht als Neben-
fach belegt haben und entsprechende Prüfungen absolvieren müssen. Sämtliche
prüfungsrelevante Teilgebiete des öffentlichen Rechts – Staatsrecht, Verfas-
sungsprozessrecht, allgemeines Verwaltungsrecht, Verwaltungsprozessrecht und
Europarecht – werden in diesem Buch behandelt. Allerdings darf von einem
Buch dieses Zuschnitts nicht Vollständigkeit erwartet werden. Der Schwerpunkt
liegt auf denjenigen Fragestellungen und Fallkonstellationen, die erfahrungsge-
mäß besonders prüfungsrelevant sind. Andere Gegenstände werden nur über-
blicksmäßig behandelt oder vollständig ausgeblendet. Über die Schwerpunktset-
zung lässt sich naturgemäß streiten. Sie beruht primär auf meinen Erfahrungen,
ist aber auch Ausdruck meiner persönlichen Vorstellungen und Vorlieben. Auch
deshalb kann dieses Buch keine Vorlesungen oder Übungen ersetzen. Vielmehr
empfiehlt es sich als begleitende Lektüre. Denn in den einschlägigen Lehrveran-
staltungen wird zumeist gezielt auf die Prüfungen vorbereitet. Deshalb sollte
jeder Student, der dieses Buch nach Maßgabe der stofflichen Vorgaben des Do-
zenten durcharbeitet, in der Lage sein, die anstehenden Prüfungen erfolgreich zu
meistern.

Die Übungsfälle und Lösungen dienen zum einen der Wiederholung und Vertie-
fung des Lehrstoffes. Zum anderen dokumentieren sie exemplarisch, welche
Fallkonstellationen und Probleme in Klausuren auftreten können und wie sie
aufbaumäßig und argumentativ bewältigt werden können.

Es wird eine gemäßigte neue Rechtschreibung verwendet. Orthographische Grau-
samkeiten wie z.B. drei aufeinanderfolgende gleichlautende Konsonanten werden
vermieden.

Hinweise, Anregungen und vor allem Verbesserungsvorschläge aus dem Leser-
kreis sind mir sehr willkommen. Sie erreichen mich unter folgender Adresse:
Prof. Dr. Steffen Detterbeck, Institut für Öffentliches Recht, Philipps-Universität
Marburg, Universitätsstraße 6, 35032 Marburg oder detterbeck@staff.uni-
marburg.de.

Marburg, im März 2017 Steffen Detterbeck
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Bayerischen Staatlichen Polizei
Bayerische Verwaltungsblätter
Bayerischer Verfassungsgerichtshof
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
Gesetz über die Deutsche Bundesbank
Bundesbeamtengesetz
Brandenburgisches Verwaltungsgerichtsgesetz
Band
Beamtenstatusgesetz
Bundesfinanzhof
Bürgerliches Gesetzbuch
Bundesgesetzblatt
Bundesgerichtshof
Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Zivil-
sachen
Bundeshaushaltsordnung

Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Hrsg.
Rudolf Dolzer/Klaus Vogel u.a., Loseblatt
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BImSchG
BNatSchG
BNotO
BSeuchG

BT-Drs.
BVerfG
BVerfGE
BVerfGG

BVerfGK

BVerwG
BVerwGE
BWahlG
BWahlO
diss. op.
DÖV

Bundesimmissionsschutzgesetz
Bundesnaturschutzgesetz
Bundesnotarordnung
Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung über-
tragbarer Krankheiten beim Menschen (Bundes-
Seuchengesetz)
Drucksachen des Deutschen Bundestages
Bundesverfassungsgericht
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
Gesetz über das Bundesverfassungsgericht (Bun-
desverfassungsgerichtsgesetz)
Kammerentscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts
Bundesverwaltungsgericht
Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts
Bundeswahlgesetz
Bundeswahlordnung
dissenting opinion (abweichende Meinung)
Die Öffentliche Verwaltung

DVBl.
EAGV

EGGVG

EGV

EIB
EinlPrALR

EU
EuG
EuGH

EuGH Slg.

EUV
EuZW
EZB
FamRZ
FBA
FFK
Fn.
gem.
GewArch.
GewO

Deutsches Verwaltungsblatt
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft
Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsge-
setz

Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft
Europäische Investitionsbank
Einleitung zum Allgemeinen Landrecht für die
Preußischen Staaten
Europäische Union
Europäisches Gericht erster Instanz
Gerichtshof der Europäischen Union

Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofs
der Europäischen Union
Vertrag über die Europäische Union
Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
Europäische Zentralbank
Zeitschrift für das gesamte Familenrecht
Folgenbeseitigungsanspruch
Fortsetzungsfeststellungsklage
Fußnote
gemäß
Gewerbearchiv
Gewerbeordnung
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GG
GmbH
GmbHG

GO
GOBReg
GOBT
GVG
HessGO
h.M.
Hrsg.
HS
HSOG

HStR

HV
JA
JugendSchG

Grundgesetz
Gesellschaft mit beschränkter Haftung
Gesetz betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung
Gemeindeordnung
Geschäftsordnung der Bundesregierung
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages
Gerichtsverfassungsgesetz
Hessische Gemeindeordnung
herrschende Meinung
Herausgeber
Halbsatz
Hessisches Gesetz über die Sicherheit und Ord-
nung
Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik
Deutschland, Bd. I ff., 2./3. Aufl. 1995 ff., Hrsg.:
Josef Isensee/Paul Kirchhof
Hessische Verfassung
Juristische Arbeitsblätter
Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öffentlich-
keit

Jura
JuS
Kfz
KG
L
LAG
LuftSiG
LVwVfG
m.w.N.
NdsVBl.
NdsVwGG

NJW
NVwZ
NVwZ-RR

NWVBl.
OHG
OVG
PUAG
Rn.
Rspr.
Sart. I

Juristische Ausbildung
Juristische Schulung
Kraftfahrzeug
Kommanditgesellschaft
Lernseiten (in der JuS)
Landesarbeitsgericht
Luftsicherheitsgesetz
Landesverwaltungsverfahrensgesetz
mit weiteren Nachweisen
Niedersächsische Verwaltungsblätter
Niedersächsisches Ausführungsgesetz zur Ver-
waltungsgerichtsordnung (Niedersächsisches
Verwaltungsgerichtsgesetz)
Neue Juristische Wochenschrift
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht - Recht-
sprechungsreport
Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter
Offene Handelsgesellschaft
Oberverwaltungsgericht
Untersuchungsausschussgesetz
Randnummer
Rechtsprechung
Sartorius Band I, Verfassungs- und Verwal-
tungsgesetze der Bundesrepublik
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st. Rspr.
StGB
StPO
str.
sub
TierSchG
unstr.
v.a.
VA
Var.
VereinsG

VersG
VG
VGH
vgl.
VVDStRL

VwGO
VwR
VwVfG
WRV

ständige Rechtsprechung
Strafgesetzbuch
Strafprozessordnung
streitig
unten, unter
Tierschutzgesetz
unstreitig
vor allem
Verwaltungsakt
Variante
Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereins-
rechts (Vereinsgesetz)
Versammlungsgesetz
Verwaltungsgericht
Verwaltungsgerichtshof
vergleiche
Veröffentlichungen der Vereinigung der Deut-
schen Staatsrechtslehrer
Verwaltungsgerichtsordnung
Verwaltungsrecht
Verwaltungsverfahrensgesetz
Verfassung des Deutschen Reichs von 1919
(Weimarer Reichsverfassung)

ZDF
ZPO

Zweites Deutsches Fernsehen
Zivilprozessordnung

Hinsichtlich der übrigen Abkürzungen wird verwiesen auf Hildebert Kirchner,
Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 7. Aufl. 2013.



Teil 1:
Verfassungsrecht

Einführung

Gegenstand des ersten Teils des Buches ist das Staats- und damit auch das Ver-
fassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland.

Es wird herkömmlicherweise unterteilt in das Staatsorganisationsrecht und die
Grundrechte. Gegenstand des Staatsorganisationsrechts sind die grundgesetzli-
chen Staatszielbestimmungen (verfassungsgestaltende Grundentscheidungen), die
obersten Staatsorgane und die Staatsfunktionen. Das Staatsorganisationsrecht
wird im ersten Kapitel behandelt. Die Grundrechte sind Gegenstand des zweiten
Kapitels. Zum Grundrechtsteil werden neben den Grundrechten des Grundgeset-
zes auch noch weitere materielle Prinzipien und Wertentscheidungen wie z.B. das
Verhältnismäßigkeitsprinzip gerechnet. Zum Staatsorganisationsrecht gehört auch
das Verfassungsprozessrecht; es regelt das Verfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht. Aus didaktischen Gründen ist dem Verfassungsprozessrecht ein
eigenes drittes Kapitel gewidmet.

Selbstverständlich erheben die nachfolgenden Ausführungen keinen Anspruch
auf Vollständigkeit. Im Vordergrund stehen vielmehr die besonders prüfungsrele-
vanten Bereiche und Teilaspekte. Die Schwerpunktsetzung ist naturgemäß an-
greifbar. Der Verwaltungs- und Verfassungsrechtsexperte wird etwa Ausführun-
gen zur sog. Gewährleistungsverwaltung vermissen und die Defizite zum Wehr-
recht (Art. 87a GG) sowie überhaupt zum Verteidigungsfall (Art. 115a ff. GG),
zur Luftverkehrsverwaltung (Art. 87d GG), zum Eisenbahnwesen (Art. 87e GG)
oder zum Postwesen und zur Telekommunikation (Art. 87f GG) beklagen. Die
Beispiele ließen sich fortsetzen. Nur: Sonderlich prüfungsrelevant sind diese
Sachgebiete eben nicht. Deshalb wäre es unredlich, diese und weitere Bereiche
des Verfassungs- und Verwaltungsrechts, denen unbestreitbar eine immense prak-
tische Bedeutung zukommt, in die Darstellung miteinzubeziehen.

Das Schwergewicht in verfassungsrechtlichen Prüfungsarbeiten liegt erfah-
rungsgemäß auf Fragen zu den obersten Bundesorganen, insbesondere zum
Bundestag, Bundesrat, Bundespräsidenten und zur Bundesregierung, zur Vertei-
lung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und Ländern einschließ-
lich des Gesetzgebungsverfahrens, zum bundesverfassungsgerichtlichen Ver-
fahren, und hier vor allem zur Verfassungsbeschwerde nach Art. 93 I Nr. 4a
GG, sowie zu den Grundrechten der Art. 12, 14, 5 und 3 GG. Das heißt nun
nicht, dass etwa die anderen Grundrechte überhaupt nicht prüfungsrelevant wä-
ren. Das wiederum ist auch nicht richtig. Art und Umfang der Präsentation dieser
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Bestimmungen und anderer Bereiche des Verfassungsrechts orientieren sich al-
lerdings an den Bedürfnissen der Zielgruppe dieses Buches.

Erstes Kapitel: Staatsorganisationsrecht
Verfassungsrecht

§ 1

Das Bundesstaatsprinzip
Bundesstaatsprinzip

Art. 20 I GG formuliert lapidar: „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein ... Bun-
desstaat.“ Diesem Bundesstaatsprinzip liegt folgende Konstruktion zugrunde: Die
Bundesrepublik Deutschland ist ein zweigliedriges Staatsgebilde. Es besteht aus
den 16 Bundesländern (= Länder, Art. 30 GG) und dem Bund.

Staatsqualität kommt sowohl dem Bund als auch jedem einzelnen Bundesland zu.
D.h., sowohl der Bund als auch jedes Bundesland für sich genommen ist ein
Staat. Dies äußert sich unter anderem darin, dass jedes Bundesland eine eigene
Verfassung besitzt. Neben dem Grundgesetz als der Bundesverfassung gibt es
damit 16 verschiedene Landesverfassungen. Dem Grundgesetz widersprechen-
des Landesverfassungsrecht ist allerdings nichtig, Art. 31, 142 GG1.

Bund und Länder üben die staatliche Gewalt – Gesetzgebung, Verwaltung und
Rechtsprechung – eigenständig und unabhängig voneinander aus. Durch dieses
Nebeneinander von Bund und Ländern musste das Grundgesetz eine Entschei-
dung darüber treffen, wer im Einzelfall die staatliche Gewalt ausüben darf: der
Bund oder die Länder. Doppelzuständigkeiten darf es nicht geben. Hier bestimmt
Art. 30 GG generalklauselartig:

Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen
Aufgaben ist Sache der Länder. Der Bund darf nur tätig werden, wenn ihm das
Grundgesetz eine entsprechende Kompetenz zuweist. D.h., die Länder dürfen
immer dann tätig werden, wenn keine dem Bund grundgesetzlich zugewiesene
Kompetenz entgegensteht.

Diese allgemeine Regel des Art. 30 GG wird für die drei einzelnen Staatsgewal-
ten - Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung - im Grundgesetz wieder-
holt und konkretisiert (Art. 70 I, 83, 92 GG).

Das Bundesstaatsprinzip ist in Art. 20 I GG ausdrücklich genannt. Deshalb darf
es auch nicht im Wege der Grundgesetzänderung beseitigt oder „prinzipiell
preisgegeben“2 werden, Art. 79 III GG.

                                                      
1 Vgl. dazu auch die Übersicht S. 6.
2 Vgl. BVerfGE 30, 1 (24).
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§ 2

Das Rechtsstaatsprinzip
Rechtsstaatsprinzip

I. Allgemeine Bedeutung

Das Rechtsstaatsprinzip ist lediglich in Art. 28 I 1 GG erwähnt: Grundsätze des ...
Rechtsstaates. Das BVerfG nennt Art. 20 III GG, wenn es vom Rechtsstaatsprin-
zip spricht3. Allerdings regelt Art. 20 III GG nur einen Teilbereich des Rechts-
staatsprinzips.

Herkömmlicherweise wird zwischen dem formellen und dem materiellen
Rechtsstaatsbegriff unterschieden.

Der formelle Rechtsstaatsbegriff besagt, dass jegliche staatliche Machtäußerung
am Maßstab von Gesetz und Recht messbar sein muss.

Dieser Rechtsstaatsbegriff ist in Art. 20 III GG niedergelegt: Der Gesetzgeber ist
an die verfassungsmäßige Ordnung, d.h. an das Grundgesetz und an unge-
schriebene verfassungsrechtliche Grundsätze (z.B. das Verhältnismäßigkeitsprin-
zip) gebunden. Die Verwaltung (die Behörden) und die Gerichte sind an alle
Gesetze und auch an ungeschriebene Rechtssätze gebunden.

Der materielle Rechtsstaatsbegriff besagt, dass sich jegliches staatliche Handeln
vom Gedanken der (materiellen) Gerechtigkeit leiten lassen muss (Prinzip der
materiellen Gerechtigkeit).

Im übrigen wird aus dem Rechtsstaatsprinzip eine Vielzahl weiterer verfassungs-
rechtlicher Grundsätze abgeleitet.

II. Einzelausprägungen des Rechtsstaatsprinzips

1. Normenhierarchie

Die Normenhierarchie ist ein rechtsstaatliches Element4, allerdings kein vor-
rangiges. Aus didaktischen Gründen und zum besseren Verständnis der nachfol-
genden Ausführungen wird sie aber vorab behandelt.

Das deutsche Recht besteht aus einer Vielzahl von Rechtsvorschriften und
Rechtsgrundsätzen. Sie können sich im Einzelfall widersprechen. Es muss dann

                                                      
3 BVerfGE 95, 64 (82); 93, 99 (107); 39, 128 (143).
4 Vgl. BVerfGE 108, 169 (181); 98, 106 (118): rechtsstaatlicher Grundsatz der Widerspruchsfreiheit
von Normen.


